
Abstimmung am 23. September
Streitgespräch zur Millionärsinitiative

Füllt Initiative
die Staatskasse
oder vertreibt
sie Millionäre?
Der Aargauer Staatshaushalt steht dank guter
Konjunktur besser da als auch schon. Aber
darin klafft immer noch eine Lücke. Ist die
Millionärsinitiative der Juso die Lösung? Oder
ein zusätzliches Problem? Und was hat der
Aargau mit Griechenland, und was hat die
Initiative mit Haushypotheken zu tun?

m 23. September ent-
scheiden die Aargaue-
rinnen und Aargauer
über die Juso-Millio-
närsinitiative. Diese
will tiefe Vermögen et-

was entlasten, steuerbare Vermögen ab
475 000 Franken belasten. Maximal
soll die Vermögenssteuer für hohe Ver-
mögen um bis über 100 Prozent stei-
gen. Was spricht für, was spricht gegen
diese Initiative, die Kanton und Ge-
meinden zusammen bis 160 Millionen
Franken zusätzlich in die Kassen spü-
len soll? Funktioniert das und würden
die Vermögenden mitmachen, oder
verlöre der Aargau dann reiche Steuer-
zahler? Die Juso-Co-Präsidentin und In-
itiantin Mia Jenni und SVP-Grossrätin
Maya Meier kreuzen im Streitgespräch
die Klingen. Dabei lassen sie sich je-
weils gegenseitig ausreden, schenken
sich inhaltlich aber gar nichts.

Frau Jenni, tiefe Vermögen sollen
etwas entlastet, grosse dafür massiv
mehr belastet werden. Das ist doch
eine reine Neidinitiative.
Mia Jenni: Nein, das hat mit Neid
überhaupt nichts zu tun. Wir wollen
mit dieser Initiative nach all den von
der Regierung und dem bürgerlich do-
minierten Parlament beschlossenen
Abbaumassnahmen den Kanton Aar-
gau wiederbeleben. Mit den rund 160
Millionen Franken, die Kanton und Ge-
meinden damit bekommen, wollen wir
wenigstens einen Teil des Abbaus in
Bildung, Sozialem und anderen Berei-
chen rückgängig machen.

Frau Meier, auch Ihre Partei hat vie-
le Wählerinnen und Wähler mit tie-
fen Vermögen. Diese würden entlas-
tet. Warum sind Sie dagegen?
Maya Meier: Weil diese Initiative ge-
fährlich und kontraproduktiv ist! Die
Initianten machen nämlich einen gros-
sen Überlegungsfehler. Denn die Mehr-

A
einnahmen durch eine Verdoppelung
der Vermögenssteuer für hohe Vermö-
gen könnten nicht realisiert werden.

Warum nicht?
Meier: Der Aargau bietet steuerlich
schon ein relativ unattraktives Umfeld.
Wenn die Steuern für Vermögende der-
art steigen, würden viele wegziehen
und keine mehr zuziehen. Dabei hat
der Aargau im Kantonsvergleich heute
schon eine weit unterdurchschnittliche
Quote bei den vermögenden Steuer-
zahlern.
Jenni: Das ist total engstirnig, was Sie
da vortragen! Wir können nicht nur mit
der Steuerpolitik argumentieren. Sogar
eine Studie von Avenir Suisse besagt,
dass viele andere Argumente für den
Wohnort ausschlaggebend sind.
Nämlich?
Jenni: Die Infrastruktur, das schulische
Angebot, Erholungsraum, Wohnquali-
tät, Familie, Freundeskreis und vieles

mehr. Mit den Mehreinnahmen können
die Schulklassen wieder verkleinert
werden, das Gleichstellungsbüro wie-
derbelebt werden, was enorm wichtig
wäre, wie gerade die aktuelle Debatte
um Gewalt an Frauen zeigt, und vieles
mehr. Davon haben auch die Reichen
einen Nutzen! Schauen Sie nach Döttin-
gen. Dort stieg der Steuerfuss von 60
auf 110 Prozent. Wir hören nichts, dass
Vermögende wegziehen würden.

Machen Sie den Leuten einfach
Angst, Frau Meier?
Meier: Nein, überhaupt nicht. Ich ken-
ne viele Leute, die leider weggezogen
sind, weil das steuerliche Umfeld im
Vergleich zu mehreren Nachbarkanto-

nen heute schon relativ unattraktiv ist.
Bei solchen Wegzügen fallen nicht nur
Vermögens-, sondern auch Einkom-
menssteuern weg. Viele Vermögende
spenden zudem viel. Auch dieses Geld
fehlt dann. Erst recht, wenn sie ihre
Firmen mitnehmen. Dann fallen auch
Arbeitsplätze weg. Das ist das Gegenteil
von dem, was Sie wollen, Frau Jenni.

Dem Kanton fehlt aber Geld. Was
ist Ihre Alternative?
Meier: Es stimmt nicht, was Frau Jenni
über Abbau sagt. Die Steuereinnahmen
des Kantons nehmen jedes Jahr sogar
stärker als das BIP zu, zum Beispiel im
2017 um vier Prozent. Auch die Ausga-
ben steigen jedes Jahr. Wir haben kein
Einnahmen-, sondern ein Ausgaben-
problem. Da müssen wir ansetzen, und
endlich wirklich sparen.
Jenni: Der Staat gibt zu viel aus? Wo
denn? Aktuelle Berechnungen belegen,
dass der Kanton Aargau im Vergleich
zu den andern Kantonen mit die tiefs-
ten Pro-Kopf-Ausgaben hat. Das spürt
man dann auch in der Bildung, oder
wenn ein Asylbewerber pro Tag noch
schäbige 9 Franken bekommt. So för-
dert der Aargau nur die Armut. Auch
die Gemeinden gehen inzwischen auf
dem Zahnfleisch.

Wie kommen Sie darauf? Die meis-
ten erzielten 2017 Überschüsse.
Jenni: Weil sie an allen Ecken und En-
den völlig übertrieben sparen und viele
dringende Investitionen etwa in Schule
und im Sozialbereich hinausschieben.
Meier: Das ist doch Augenwischerei.
Staats- und Steuerquote sind gestiegen,
und der Kanton schreibt effektiv rote
Zahlen. Einen «Überschuss» erzielt er
nur dank Sondereffekten.
Das müssen Sie erklären.
Meier: Ich rede beispielsweise vom Fi-
nanzausgleich und Nationalbankerträ-
gen, die an Bund und Kantone ausge-
schüttet werden. Natürlich gibt der
Aargau zu viel aus. Zudem zahlen heu-
te schon 5 Prozent der Steuerpflichti-
gen zwei Drittel der Vermögenssteu-

ern. Wenn der Tarif verdoppelt würde,
macht mir das Angst. Denn Reiche sind
sehr mobil. Ich bin froh um jeden Rei-
chen, der seine Steuern hier bezahlt.
Jenni: Was Sie über die Mobilität von
Vermögenden sagen, ist pure Schwarz-
malerei. Ich kenne viele, die mehr als
gewillt sind, steuerlich mehr zu leisten.
Denn sie wissen, dass sie selbst auch
von einer besseren Infrastruktur und
Schule profitieren.
Meier: Bei der letzten Steuerreform
2012 wurden kleine Vermögen über-
proportional entlastet, hohe Vermögen
unterproportional. Das System ist aus-
gewogen. Sollen die Steuern mehr und
mehr steigen, bis den Leuten nichts
mehr bleibt? Sollen die Ausgaben unge-
bremst wachsen? Ich sage: Wir müssen
endlich Wünschbares von Notwendi-
gem trennen. Wenn wir ständig neue
Staatsaufgaben einführen, kann man
das irgendwann nicht mehr bezahlen.

Sie machen geltend, dass dies auch
KMU träfe. Inwiefern?
Meier: Das Vermögen vieler Unterneh-
mer steckt in ihrem KMU und liegt
nicht einfach auf einem Bankkonto.
Das Geld für die private Vermögens-
steuer muss aus dem KMU ausgeschüt-
tet werden und fehlt dann für Investiti-
onen oder Lohnerhöhungen in der Fir-
ma. Zudem trifft die Initiative auch vie-
le ältere Eigenheimbesitzer.

Inwiefern?
Meier: Weil viele ihr Heim abbezahlt
haben. Und Pensionäre, die sich ihre
Pension auszahlen liessen. Es geht um
die Früchte ihrer lebenslangen Arbeit.
Die wollen Sie jetzt auch noch schröp-
fen!
Jenni: Das ist wieder reine Angstma-
cherei. Die meisten Haus- und Woh-
nungsbesitzer haben doch eine Hypo-
thek. Zudem werden Häuser und Woh-
nungen nicht nach dem Marktwert,
sondern tiefer besteuert. Die Zahlen
der Regierung zeigen es: Nur 11,5 Pro-
zent der Steuerpflichtigen müssen
mehr zahlen. Alle anderen zahlen wie

bisher nichts oder weniger! Aber was
Sie sagen, Frau Meier, überrascht mich
nicht. Ihre SVP arbeitet auf einen wei-
teren Abbau der kantonalen Infrastruk-
tur hin. Statt nur von Zahlen zu reden,
sollten wir den Blick aufs Ganze rich-
ten. Es geht um das Wohl von Men-
schen. Schauen Sie nach Griechenland.

Wieso kommen Sie auf Griechen-
land? Das ist nicht vergleichbar.
Jenni: Doch, dieses Land musste sich
kaputtabbauen. Es ist keine Spur vom
versprochenen wirtschaftlichen Auf-
schwung sichtbar, die Bevölkerung lei-

det immer mehr. Die sind in einer Ab-
wärtsspirale. Da sind wir auch drin, die
müssen wir unbedingt durchbrechen.
Meier: Das stimmt doch alles über-
haupt nicht. Wenn wir aber so weiter-
machen, wie Sie wollen, Frau Jenni,
und ständig mehr Geld ausgeben,
droht uns womöglich einst tatsächlich
das Schicksal von Griechenland. Des-
halb können wir zwar in schlechten
Zeiten investieren, in guten Zeit aber
Geld zur Seite legen und Schulden til-
gen.
Jenni: Sie reden offenbar von einem
anderen Kanton. Schauen Sie doch hin:
Sie wollen die knappe Sozialhilfe bis 30
Prozent kürzen, wenn sich Leute zu
wenig um Arbeit bemühen. Ich rede oft
mit Sozialhilfebeziehenden. Die wissen
nicht mehr, was sie noch tun sollen,
um zu beweisen, dass sie arbeiten wol-
len! Mit der Millionärsinitiative ginge es
dem Aargau endlich wieder besser. Mit
ihr können wir ihn wiederbeleben.
Meier: Das sehe ich genau umgekehrt.
Übrigens würde ich die Vermögens-
steuer am liebsten abschaffen.

Warum?
Meier: Die Schweiz ist eines von weni-
gen Ländern, die überhaupt eine Ver-
mögenssteuer kennen. Jeder Franken
wurde schon mindestens einmal, häufi-
ger mehrmals versteuert, nämlich bei
den Unternehmen als Gewinn und bei
den Privaten als Einkommen.
Jenni: Ich bin sprachlos. Wir wollen
doch nicht nur für ein Prozent der Be-
völkerung eine Super-Steuerperspekti-
ve bieten, wir wollen doch gute Le-
bensbedingungen für alle Menschen in
diesem Kanton. Sie haben ein Recht
darauf. Reiche können die Vermögens-
steuer gut verkraften, zumal sich ihr
Vermögen ja bei einer Rendite von drei
Prozent trotzdem weiter vermehrt.
Meier: Drei Prozent? Kennen Sie das
Zinsumfeld? Mit einer risikolosen Anla-
ge verdient heute niemand drei Pro-
zent. Um mehr Ertrag zu bekommen,
muss man Risiken eingehen. Das kann
aber auch mit Verlusten enden.

Zum Schluss, Frau Jenni, wie wol-
len Sie die Gegner vom Ja überzeu-
gen?
Jenni: Ich höre Frau Meier zu und ver-
stehe sie nicht. Von der Millionärssteu-
er profitiert doch die Riesenmehrheit,
nämlich Arbeiter, Hausfrauen und
-männer und viele, viele mehr. Auch
die Kinder von weniger Vermögenden
brauchen doch eine gute Schule. Und
Stipendien, statt Schulden machen zu
müssen! Damit sinkt nämlich die Chan-
cengleichheit. Es ist doch kein Verbre-
chen, Leute mit tiefen Vermögen zu
entlasten! Warum lehnen Sie das ab?

Und wie wollen Sie, Frau Meier, die
Befürworter von Ihrem Nein über-
zeugen?
Meier: Es ist grundlegend falsch, Ver-
mögende, die im Kanton Aargau sowie-
so schon den Hauptteil der gesamten
Steuerlast tragen, immer mehr zu
schröpfen. Wir brauchen sie nämlich
und wollen sie nicht vertreiben, da
sonst die Steuereinnahmen sinken, an-
statt anzusteigen.
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«Wir wollen mit dieser In-
itiative nach all den Abbau-
massnahmen den Kanton
Aargau wiederbeleben.»
Mia Jenni Juso-Co-Präsidentin, Initiantin

«Wir wollen Vermögende
nicht vertreiben, da sonst
die Steuereinnahmen sin-
ken, anstatt anzusteigen.»
Maya Meier Grossrätin SVP, Finanzpolitikerin

Die Juso-Co-Präsi-
dentin und Initian-
tin Mia Jenni
(links im Bild) im
Streitgespräch
mit der SVP-
Grossrätin sowie
Finanz- und Steu-
erpolitikerin Maya
Meier.

Vertreter einer breiten bürgerlichen
Allianz gegen die Millionärsinitiative
haben in Aarau an einer Medienkonfe-
renz ihre Argumente vorgestellt.
Schon der Titel der Initiative sei zu-
tiefst irreführend, sagte Benjamin Ri-
va, Vorstandsmitglied der Jungfreisin-
nigen Aargau und Leiter des Gegenko-
mitees. Bei deren Annahme würden
schon ab einem steuerbaren Vermö-
gen von 475 000 Franken höhere
Steuern fällig. Das träfe auch mittel-
ständische und gerade auch ältere
Personen. Der Name «Millionärssteu-
er» sei Etikettenschwindel, so Riva.

Im interkantonalen Vergleich weise
der Aargau eine faire Vermögensbe-
steuerung aus, ergänzte CVP-Präsi-
dentin und Grossrätin Marianne Bin-
der: «Die Steuerpolitik im Aargau ist
ausgewogen und alles andere als un-
fair.» Die steuerliche Belastung kleine-
rer Vermögen liege unter dem Durch-
schnitt der Nachbarkantone. Nur Zug
und Zürich seien günstiger. Bei hohen
Vermögen bewege sich der Aargau im
Mittelfeld. Die strukturellen Probleme
des Kantons lägen auch auf der Ausga-
benseite, die Politik habe in den ver-
gangenen Jahren zu viel Geld ausgege-
ben. Dort müsse man ansetzen.

Bei vielen Menschen sei Wohnei-
gentum ein bedeutender – wenn nicht
der grösste – Bestandteil ihres Vermö-
gens, nahm der kantonale Hauseigen-
tümerpräsident und SVP-Nationalrat
Hansjörg Knecht den Faden auf. Be-

sonders hart treffe es ältere Menschen
mit Wohneigentum, «die ihr Leben
lang mit harter Arbeit die Schulden
auf dem Eigenheim abgebaut haben».
Mit grosser Wahrscheinlichkeit über-
schreite ihr Vermögen dann die Gren-
ze von 500 000 Franken, so Knecht.
Die Initiative bestrafe somit Woh-
nungs- und Hausbesitzer dort, «wofür
sie lebenslang hart gearbeitet haben».

Sorge um die Attraktivität des Kan-
tons macht sich FDP-Nationalrat und
Gewerbeverbands-Vorstandsmitglied
Thierry Burkart. Mit der Initiative
«würde sich der Aargau einen Vermö-
genssteuertarif auferlegen, der deut-
lich höher läge als in allen Nachbar-
kantonen», so Burkart warnend. Gute
Steuerzahlende würden abwandern,
keine neuen zuziehen, denn: «Nichts
ist so mobil wie Kapital.» Die angepeil-
ten zusätzlichen Steuern existierten
deshalb nur in der Theorie. Die Initia-
tive sei «ein Schuss ins eigene Knie».

Sorge um KMU
50 Prozent des Werts eines Betriebs

würden zum steuerbaren Vermögen
seines Inhabers gerechnet. Damit
komme dieser schnell auf ein steuer-
bares Vermögen von mindestens ei-
ner halben Million Franken, sagte Pe-
ter Lüscher, Geschäftsleiter der Aar-
gauischen Industrie- und Handels-
kammer. Betroffen wären also Famili-
enunternehmer, «neben solchen mit
grossen Betrieben insbesondere viele
KMU, die das Rückgrat der Aargauer
Wirtschaft ausmachen». Sie müssten
zusätzlich Steuern zahlen. Dieses Geld
fehle dann für schwierige Zeiten oder
stehe für nötige Investitionen nicht
zur Verfügung. Auch Lüscher hofft am
23. September auf ein Nein. (MKU)

Komitee warnt vor
«Schuss ins Knie»
Millionärsinitiative Ein
bürgerliches Komitee be-
fürchtet grosse Nachteile
für den Aargau.
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Füllt Initiative
die Staatskasse
oder vertreibt
sie Millionäre?
Der Aargauer Staatshaushalt steht dank guter
Konjunktur besser da als auch schon. Aber
darin klafft immer noch eine Lücke. Ist die
Millionärsinitiative der Juso die Lösung? Oder
ein zusätzliches Problem? Und was hat der
Aargau mit Griechenland, und was hat die
Initiative mit Haushypotheken zu tun?

m 23. September ent-
scheiden die Aargaue-
rinnen und Aargauer
über die Juso-Millio-
närsinitiative. Diese
will tiefe Vermögen et-

was entlasten, steuerbare Vermögen ab
475 000 Franken belasten. Maximal
soll die Vermögenssteuer für hohe Ver-
mögen um bis über 100 Prozent stei-
gen. Was spricht für, was spricht gegen
diese Initiative, die Kanton und Ge-
meinden zusammen bis 160 Millionen
Franken zusätzlich in die Kassen spü-
len soll? Funktioniert das und würden
die Vermögenden mitmachen, oder
verlöre der Aargau dann reiche Steuer-
zahler? Die Juso-Co-Präsidentin und In-
itiantin Mia Jenni und SVP-Grossrätin
Maya Meier kreuzen im Streitgespräch
die Klingen. Dabei lassen sie sich je-
weils gegenseitig ausreden, schenken
sich inhaltlich aber gar nichts.

Frau Jenni, tiefe Vermögen sollen
etwas entlastet, grosse dafür massiv
mehr belastet werden. Das ist doch
eine reine Neidinitiative.
Mia Jenni: Nein, das hat mit Neid
überhaupt nichts zu tun. Wir wollen
mit dieser Initiative nach all den von
der Regierung und dem bürgerlich do-
minierten Parlament beschlossenen
Abbaumassnahmen den Kanton Aar-
gau wiederbeleben. Mit den rund 160
Millionen Franken, die Kanton und Ge-
meinden damit bekommen, wollen wir
wenigstens einen Teil des Abbaus in
Bildung, Sozialem und anderen Berei-
chen rückgängig machen.

Frau Meier, auch Ihre Partei hat vie-
le Wählerinnen und Wähler mit tie-
fen Vermögen. Diese würden entlas-
tet. Warum sind Sie dagegen?
Maya Meier: Weil diese Initiative ge-
fährlich und kontraproduktiv ist! Die
Initianten machen nämlich einen gros-
sen Überlegungsfehler. Denn die Mehr-

A
einnahmen durch eine Verdoppelung
der Vermögenssteuer für hohe Vermö-
gen könnten nicht realisiert werden.

Warum nicht?
Meier: Der Aargau bietet steuerlich
schon ein relativ unattraktives Umfeld.
Wenn die Steuern für Vermögende der-
art steigen, würden viele wegziehen
und keine mehr zuziehen. Dabei hat
der Aargau im Kantonsvergleich heute
schon eine weit unterdurchschnittliche
Quote bei den vermögenden Steuer-
zahlern.
Jenni: Das ist total engstirnig, was Sie
da vortragen! Wir können nicht nur mit
der Steuerpolitik argumentieren. Sogar
eine Studie von Avenir Suisse besagt,
dass viele andere Argumente für den
Wohnort ausschlaggebend sind.
Nämlich?
Jenni: Die Infrastruktur, das schulische
Angebot, Erholungsraum, Wohnquali-
tät, Familie, Freundeskreis und vieles

mehr. Mit den Mehreinnahmen können
die Schulklassen wieder verkleinert
werden, das Gleichstellungsbüro wie-
derbelebt werden, was enorm wichtig
wäre, wie gerade die aktuelle Debatte
um Gewalt an Frauen zeigt, und vieles
mehr. Davon haben auch die Reichen
einen Nutzen! Schauen Sie nach Döttin-
gen. Dort stieg der Steuerfuss von 60
auf 110 Prozent. Wir hören nichts, dass
Vermögende wegziehen würden.

Machen Sie den Leuten einfach
Angst, Frau Meier?
Meier: Nein, überhaupt nicht. Ich ken-
ne viele Leute, die leider weggezogen
sind, weil das steuerliche Umfeld im
Vergleich zu mehreren Nachbarkanto-

nen heute schon relativ unattraktiv ist.
Bei solchen Wegzügen fallen nicht nur
Vermögens-, sondern auch Einkom-
menssteuern weg. Viele Vermögende
spenden zudem viel. Auch dieses Geld
fehlt dann. Erst recht, wenn sie ihre
Firmen mitnehmen. Dann fallen auch
Arbeitsplätze weg. Das ist das Gegenteil
von dem, was Sie wollen, Frau Jenni.

Dem Kanton fehlt aber Geld. Was
ist Ihre Alternative?
Meier: Es stimmt nicht, was Frau Jenni
über Abbau sagt. Die Steuereinnahmen
des Kantons nehmen jedes Jahr sogar
stärker als das BIP zu, zum Beispiel im
2017 um vier Prozent. Auch die Ausga-
ben steigen jedes Jahr. Wir haben kein
Einnahmen-, sondern ein Ausgaben-
problem. Da müssen wir ansetzen, und
endlich wirklich sparen.
Jenni: Der Staat gibt zu viel aus? Wo
denn? Aktuelle Berechnungen belegen,
dass der Kanton Aargau im Vergleich
zu den andern Kantonen mit die tiefs-
ten Pro-Kopf-Ausgaben hat. Das spürt
man dann auch in der Bildung, oder
wenn ein Asylbewerber pro Tag noch
schäbige 9 Franken bekommt. So för-
dert der Aargau nur die Armut. Auch
die Gemeinden gehen inzwischen auf
dem Zahnfleisch.

Wie kommen Sie darauf? Die meis-
ten erzielten 2017 Überschüsse.
Jenni: Weil sie an allen Ecken und En-
den völlig übertrieben sparen und viele
dringende Investitionen etwa in Schule
und im Sozialbereich hinausschieben.
Meier: Das ist doch Augenwischerei.
Staats- und Steuerquote sind gestiegen,
und der Kanton schreibt effektiv rote
Zahlen. Einen «Überschuss» erzielt er
nur dank Sondereffekten.
Das müssen Sie erklären.
Meier: Ich rede beispielsweise vom Fi-
nanzausgleich und Nationalbankerträ-
gen, die an Bund und Kantone ausge-
schüttet werden. Natürlich gibt der
Aargau zu viel aus. Zudem zahlen heu-
te schon 5 Prozent der Steuerpflichti-
gen zwei Drittel der Vermögenssteu-

ern. Wenn der Tarif verdoppelt würde,
macht mir das Angst. Denn Reiche sind
sehr mobil. Ich bin froh um jeden Rei-
chen, der seine Steuern hier bezahlt.
Jenni: Was Sie über die Mobilität von
Vermögenden sagen, ist pure Schwarz-
malerei. Ich kenne viele, die mehr als
gewillt sind, steuerlich mehr zu leisten.
Denn sie wissen, dass sie selbst auch
von einer besseren Infrastruktur und
Schule profitieren.
Meier: Bei der letzten Steuerreform
2012 wurden kleine Vermögen über-
proportional entlastet, hohe Vermögen
unterproportional. Das System ist aus-
gewogen. Sollen die Steuern mehr und
mehr steigen, bis den Leuten nichts
mehr bleibt? Sollen die Ausgaben unge-
bremst wachsen? Ich sage: Wir müssen
endlich Wünschbares von Notwendi-
gem trennen. Wenn wir ständig neue
Staatsaufgaben einführen, kann man
das irgendwann nicht mehr bezahlen.

Sie machen geltend, dass dies auch
KMU träfe. Inwiefern?
Meier: Das Vermögen vieler Unterneh-
mer steckt in ihrem KMU und liegt
nicht einfach auf einem Bankkonto.
Das Geld für die private Vermögens-
steuer muss aus dem KMU ausgeschüt-
tet werden und fehlt dann für Investiti-
onen oder Lohnerhöhungen in der Fir-
ma. Zudem trifft die Initiative auch vie-
le ältere Eigenheimbesitzer.

Inwiefern?
Meier: Weil viele ihr Heim abbezahlt
haben. Und Pensionäre, die sich ihre
Pension auszahlen liessen. Es geht um
die Früchte ihrer lebenslangen Arbeit.
Die wollen Sie jetzt auch noch schröp-
fen!
Jenni: Das ist wieder reine Angstma-
cherei. Die meisten Haus- und Woh-
nungsbesitzer haben doch eine Hypo-
thek. Zudem werden Häuser und Woh-
nungen nicht nach dem Marktwert,
sondern tiefer besteuert. Die Zahlen
der Regierung zeigen es: Nur 11,5 Pro-
zent der Steuerpflichtigen müssen
mehr zahlen. Alle anderen zahlen wie

bisher nichts oder weniger! Aber was
Sie sagen, Frau Meier, überrascht mich
nicht. Ihre SVP arbeitet auf einen wei-
teren Abbau der kantonalen Infrastruk-
tur hin. Statt nur von Zahlen zu reden,
sollten wir den Blick aufs Ganze rich-
ten. Es geht um das Wohl von Men-
schen. Schauen Sie nach Griechenland.

Wieso kommen Sie auf Griechen-
land? Das ist nicht vergleichbar.
Jenni: Doch, dieses Land musste sich
kaputtabbauen. Es ist keine Spur vom
versprochenen wirtschaftlichen Auf-
schwung sichtbar, die Bevölkerung lei-

det immer mehr. Die sind in einer Ab-
wärtsspirale. Da sind wir auch drin, die
müssen wir unbedingt durchbrechen.
Meier: Das stimmt doch alles über-
haupt nicht. Wenn wir aber so weiter-
machen, wie Sie wollen, Frau Jenni,
und ständig mehr Geld ausgeben,
droht uns womöglich einst tatsächlich
das Schicksal von Griechenland. Des-
halb können wir zwar in schlechten
Zeiten investieren, in guten Zeit aber
Geld zur Seite legen und Schulden til-
gen.
Jenni: Sie reden offenbar von einem
anderen Kanton. Schauen Sie doch hin:
Sie wollen die knappe Sozialhilfe bis 30
Prozent kürzen, wenn sich Leute zu
wenig um Arbeit bemühen. Ich rede oft
mit Sozialhilfebeziehenden. Die wissen
nicht mehr, was sie noch tun sollen,
um zu beweisen, dass sie arbeiten wol-
len! Mit der Millionärsinitiative ginge es
dem Aargau endlich wieder besser. Mit
ihr können wir ihn wiederbeleben.
Meier: Das sehe ich genau umgekehrt.
Übrigens würde ich die Vermögens-
steuer am liebsten abschaffen.

Warum?
Meier: Die Schweiz ist eines von weni-
gen Ländern, die überhaupt eine Ver-
mögenssteuer kennen. Jeder Franken
wurde schon mindestens einmal, häufi-
ger mehrmals versteuert, nämlich bei
den Unternehmen als Gewinn und bei
den Privaten als Einkommen.
Jenni: Ich bin sprachlos. Wir wollen
doch nicht nur für ein Prozent der Be-
völkerung eine Super-Steuerperspekti-
ve bieten, wir wollen doch gute Le-
bensbedingungen für alle Menschen in
diesem Kanton. Sie haben ein Recht
darauf. Reiche können die Vermögens-
steuer gut verkraften, zumal sich ihr
Vermögen ja bei einer Rendite von drei
Prozent trotzdem weiter vermehrt.
Meier: Drei Prozent? Kennen Sie das
Zinsumfeld? Mit einer risikolosen Anla-
ge verdient heute niemand drei Pro-
zent. Um mehr Ertrag zu bekommen,
muss man Risiken eingehen. Das kann
aber auch mit Verlusten enden.

Zum Schluss, Frau Jenni, wie wol-
len Sie die Gegner vom Ja überzeu-
gen?
Jenni: Ich höre Frau Meier zu und ver-
stehe sie nicht. Von der Millionärssteu-
er profitiert doch die Riesenmehrheit,
nämlich Arbeiter, Hausfrauen und
-männer und viele, viele mehr. Auch
die Kinder von weniger Vermögenden
brauchen doch eine gute Schule. Und
Stipendien, statt Schulden machen zu
müssen! Damit sinkt nämlich die Chan-
cengleichheit. Es ist doch kein Verbre-
chen, Leute mit tiefen Vermögen zu
entlasten! Warum lehnen Sie das ab?

Und wie wollen Sie, Frau Meier, die
Befürworter von Ihrem Nein über-
zeugen?
Meier: Es ist grundlegend falsch, Ver-
mögende, die im Kanton Aargau sowie-
so schon den Hauptteil der gesamten
Steuerlast tragen, immer mehr zu
schröpfen. Wir brauchen sie nämlich
und wollen sie nicht vertreiben, da
sonst die Steuereinnahmen sinken, an-
statt anzusteigen.

VON MATHIAS KÜNG (TEXT)
UND CLAUDIO THOMA (FOTO)

«Wir wollen mit dieser In-
itiative nach all den Abbau-
massnahmen den Kanton
Aargau wiederbeleben.»
Mia Jenni Juso-Co-Präsidentin, Initiantin

«Wir wollen Vermögende
nicht vertreiben, da sonst
die Steuereinnahmen sin-
ken, anstatt anzusteigen.»
Maya Meier Grossrätin SVP, Finanzpolitikerin

Die Juso-Co-Präsi-
dentin und Initian-
tin Mia Jenni
(links im Bild) im
Streitgespräch
mit der SVP-
Grossrätin sowie
Finanz- und Steu-
erpolitikerin Maya
Meier.
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Vertreter einer breiten bürgerlichen
Allianz gegen die Millionärsinitiative
haben in Aarau an einer Medienkonfe-
renz ihre Argumente vorgestellt.
Schon der Titel der Initiative sei zu-
tiefst irreführend, sagte Benjamin Ri-
va, Vorstandsmitglied der Jungfreisin-
nigen Aargau und Leiter des Gegenko-
mitees. Bei deren Annahme würden
schon ab einem steuerbaren Vermö-
gen von 475 000 Franken höhere
Steuern fällig. Das träfe auch mittel-
ständische und gerade auch ältere
Personen. Der Name «Millionärssteu-
er» sei Etikettenschwindel, so Riva.

Im interkantonalen Vergleich weise
der Aargau eine faire Vermögensbe-
steuerung aus, ergänzte CVP-Präsi-
dentin und Grossrätin Marianne Bin-
der: «Die Steuerpolitik im Aargau ist
ausgewogen und alles andere als un-
fair.» Die steuerliche Belastung kleine-
rer Vermögen liege unter dem Durch-
schnitt der Nachbarkantone. Nur Zug
und Zürich seien günstiger. Bei hohen
Vermögen bewege sich der Aargau im
Mittelfeld. Die strukturellen Probleme
des Kantons lägen auch auf der Ausga-
benseite, die Politik habe in den ver-
gangenen Jahren zu viel Geld ausgege-
ben. Dort müsse man ansetzen.

Bei vielen Menschen sei Wohnei-
gentum ein bedeutender – wenn nicht
der grösste – Bestandteil ihres Vermö-
gens, nahm der kantonale Hauseigen-
tümerpräsident und SVP-Nationalrat
Hansjörg Knecht den Faden auf. Be-

sonders hart treffe es ältere Menschen
mit Wohneigentum, «die ihr Leben
lang mit harter Arbeit die Schulden
auf dem Eigenheim abgebaut haben».
Mit grosser Wahrscheinlichkeit über-
schreite ihr Vermögen dann die Gren-
ze von 500 000 Franken, so Knecht.
Die Initiative bestrafe somit Woh-
nungs- und Hausbesitzer dort, «wofür
sie lebenslang hart gearbeitet haben».

Sorge um die Attraktivität des Kan-
tons macht sich FDP-Nationalrat und
Gewerbeverbands-Vorstandsmitglied
Thierry Burkart. Mit der Initiative
«würde sich der Aargau einen Vermö-
genssteuertarif auferlegen, der deut-
lich höher läge als in allen Nachbar-
kantonen», so Burkart warnend. Gute
Steuerzahlende würden abwandern,
keine neuen zuziehen, denn: «Nichts
ist so mobil wie Kapital.» Die angepeil-
ten zusätzlichen Steuern existierten
deshalb nur in der Theorie. Die Initia-
tive sei «ein Schuss ins eigene Knie».

Sorge um KMU
50 Prozent des Werts eines Betriebs

würden zum steuerbaren Vermögen
seines Inhabers gerechnet. Damit
komme dieser schnell auf ein steuer-
bares Vermögen von mindestens ei-
ner halben Million Franken, sagte Pe-
ter Lüscher, Geschäftsleiter der Aar-
gauischen Industrie- und Handels-
kammer. Betroffen wären also Famili-
enunternehmer, «neben solchen mit
grossen Betrieben insbesondere viele
KMU, die das Rückgrat der Aargauer
Wirtschaft ausmachen». Sie müssten
zusätzlich Steuern zahlen. Dieses Geld
fehle dann für schwierige Zeiten oder
stehe für nötige Investitionen nicht
zur Verfügung. Auch Lüscher hofft am
23. September auf ein Nein. (MKU) 

Komitee warnt vor
«Schuss ins Knie»
Millionärsinitiative Ein
bürgerliches Komitee be-
fürchtet grosse Nachteile
für den Aargau.

lc
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